Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 37. 


(Fr. 5291.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die revidirten Statuten der zur Zeit in Coͤln, 
kuͤnftig in Laar bei Ruhrort, domizilirenden Aktiengeſellſchaft fir Berg⸗ 
bau und Huͤttenbetrieb „Phoͤnik.“ Vom 18. November 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 

. Regent, 

fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir den Beſchluͤſſen der außerordentlichen Gene⸗ 

ralverſammlung der Geſellſchaft „Phoͤnix“, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und 

Huͤttenbetrieb, vom 24. Oktober und 5. November d. J., wonach insbeſondere 

das Domizil der Geſellſchaft von Coͤln nach Laar bei Ruhrort verlegt, 

das bisherige Grundkapital von 6 Millionen Thaler durch Reduktion des 
Nominalwerths der begebenen und Vernichtung der noch nicht begebe⸗ 
nen Aktien in ein ſolches von 600,000 Thalern umgewandelt, 

ſofort 24 Millionen, und nach Beduͤrfniß noch ferner 500,000 Thaler in 
neuen Aktien ausgegeben, N 

das geſammte Grundkapital daher inskuͤnftige auf 3,600,000 Thaler ange⸗ 
nommen werden ſoll, . 


und den hiernach, unter Aufhebung der am 13. Auguſt 1855. beftätigter Sta⸗ 
tuten (Geſetz⸗Sammlung S. 583.), ſowie des am 26. Oktober 1857. beſtaͤtig⸗ 
ten Nachtrags zu dieſen Statuten (Geſetz „Sammlung S. 882.), zur Annahme 
gelangten revidirten Statuten genannter Geſellſchaft, auf Grund des Geſetzes 
für die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843., die landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung ertheilt haben. ö 
5 Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den notariellen Akten vom 24. Ok⸗ 
tober und 5. November d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt den revidirten 
Statuten durch die Geſetz Sammlung, ſowie die Amtsblaͤtter der Regierungen 
zu Coͤln und Duͤſſeldorf zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden ſoll. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. Dezember 1860. 


tem Königlichen Inſiegel. 


bid ue deer Dis 


4 


= Gegeben Berlin, den 18. November 1860. 


d. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. d. Heydt. Simons. 


Revidirte Statuten 


der 


Geſellſchaft Phoͤnir, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und 
Hüttenbetrieb. ä 


Kapitel 1. 


Von der Bildung, dem Gegenſtande und der Dauer der 1 


Geſellſchaft. . 
Artikel 1. 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung werden die 


unter dem 13. Auguſt 1855. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten revidirten Statuten der zu 
Cöln unter der Firma: f 
„Phönix, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Huͤtten betrieb“ 
beſtehenden Geſellſchaft, ſowie die unter dem 26. Oktober 1857. Allerhoͤchſt 
beftätigten Zuſaͤtze zu dieſen Statuten mit bindender Kraft für die gegenwärtigen 
Aktionaire und ſolche, die durch Erwerbung von Aktien dieſer Geſellſchaft 


ſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 9 


ferner ‚beitreten werden, theilweiſe abgeaͤndert, und ſollen nun lauten, wie folgt: 3 


Artikel 2. 


Der Sitz der Geſellſchaft wird binnen drei Monaten, angerechnet vom 5 


Tage der landesherrlichen Genehmigung dieſer Statuten, von Cöln nach Laar 
bei Ruhrort verlegt. Der Eintritt dieſer Veraͤnderung des Domizils iſt bekannt 


zu machen (Artikel 44.). Klagen gegen die Geſellſchaft aus Rechtsverhaͤltniſſen, 
welche ſich auf eines der verſchiedenen Etabliſſements derſelben beziehen, koͤnnen 


nicht nur bei dem Gerichte des Wohnſitzes der Geſellſchaft, ſondern auch bei 
den inlaͤndiſchen Gerichten der betreffenden Etabliſſements erhoben werden; 
e = auf 


eee 


auf Klagen der Aktionaire als ſolche gegen die Geſellſchaft findet dies aber 
keine Anwendung (vergl. Artikel 43.) 


Artikel 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf fünf und zwanzig Jahre beſtimmt, 
die mit dem 3. Januar 1853 begonnen haben. 

8 Mit dem Ablaufe dieſer fuͤnf und zwanzig Jahre ſoll die Geſellſchaft 
fuͤr einen neuen Zeitraum von fuͤnf und zwanzig Jahren fortbeſtehen, wenn 
in den erſten ſechs Monaten des fuͤnf und zwanzigſten Jahres nicht eine 
wenigſtens zwei Drittel aller Aktien in ſich vereinigende Zahl der Aktionaire 
gegen dieſe Verlaͤngerung Einſpruch erhebt. 

Dieſe Einſpruͤche muͤſſen der Direktion da, wo die Geſellſchaft ihren Sitz 
hat, durch außer erichtliche Akten kundgethan werden; zu gleicher Zeit muͤſſen 
die Opponenten hre Aktien bei der Direktion, welche daruͤber einen Empfangs⸗ 
ſchein ausſtellen wird, hinterlegen. 

Der Adminiſtrationsrath wird alsdann vor den letzten drei Monaten des 
fuͤnf und zwanzigſten Jahres eine außerordentliche Generalverſammlung berufen, 
um darin die Zahl der Einſpruͤche offen zu legen und entweder fuͤr den Fall, 
daß die Opponenten nicht wenigſtens zwei Drittel der Aktien repraͤſentiren, die 
Fortdauer der Geſellſchaft, oder im entgegengeſetzten Falle die Liquidation der⸗ 
ſelben ausſprechen zu laſſen. f a 
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Artikel 4. 


Die Geſellſchaft hat zum ausſchließlichen Gegenſtande: 

a) den Bergbau auf allen Gruben, welche die Geſellſchaft eigenthuͤmlich, 
oder pachtweiſe, oder unter jedem anderen Titel beſitzt oder erwerben 
wird, und auf alle in denſelben zu brechenden nutzbaren Foſſilien; 

b) die Verhuͤttung reſp. Verwerthung der gewonnenen Erze, insbeſondere 
die Errichtung von Hochofen zur Fabrikation von Roheiſen und die weitere 
Verarbeitung der Metalle im ausgedehnteſten Umfange fuͤr den Handel 
und Konſumo. i 
Der Huͤttenbetrieb beſchraͤnkt ſich nicht auf die aus der 1 der 

eigenen reſp. der angepachteten Gruben dargeſtellten Metalle, ſondern es leibt 
der Geſellſchaft unbenommen, Metalle zur weiteren Fabrikation ſowohl im In⸗ 
lande wie im Auslande anzukaufen. 

Der eigentliche Bergbau und Huͤttenbetrieb der Geſellſchaft darf von 
derſelben nur in den bergamtlichen Bezirken der Preußiſchen Rheinprovinz und 
Weſtphalens ausgeuͤbt werden; doch bezieht dieſe Beſchraͤnkung ſich weder auf 
die fonftigen ſich dieſen Geſchaͤften anſchließenden Unternehmungen der Gefell- 
ſchaft im Inlande, noch auf den auslaͤndiſchen Geſchaͤftsverkehr derſelben, ins⸗ 
beſondere auch nicht auf Eiſenerzgewinnung. i 
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Kapitel II. 
Geſellſchaftskapital und Aktien. 


Artikel 5. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft ſoll hinfüro aus drei Millionen ſechs⸗ 
mal hunderttauſend Thalern im 30⸗Thalerfuß beſtehen, und folgendermaßen — 
unter Anwendung der Beſtimmungen der Artikel 6. 7. 8. — gebildet werden: 


a) Das bisherige Grundkapital von ſechs Millionen Thalern oder ſechszig 
tauſend Aktien wird reduzirt und umgewandelt in ſechsmal hundert 
kauſend Thaler oder ſechs tauſend Aktien, jede zu Einhundert Thalern, mit 
Litt. B. bezeichnet. . 


b) Es werden ſofort zwei Millionen fuͤnfmal hunderttauſend Thaler in 
zwölf tauſend fünf hundert neuen Aktien, jede zu zweihundert Thalern, 
mit Litt. A. bezeichnet, emittirt; dieſelben haben die im Artikel 7. bezeich⸗ 
neten prioritaͤtiſchen Rechte. if 


c) Weitere fünfmal hundert tauſend Thaler in zweitauſend fuͤnfhundert 
Aktien Litt. A., jede zu zweihundert Thalern, mit gleichen Rechten wie 
die unter b. erwähnten, find ſpaͤter nach Beduͤrfniß, jedoch nur dann zu 
emittiren, wenn es auf den Vorſchlag des Adminiſtrationsrathes von der 
Generalverfammlung beſchloſſen und von dem Handelsminiſter genehmigt 
wird. Es ſoll alsdann die Uebernahme dieſer Aktien al pari zuvoͤrderſt 
den Beſitzern des nach a. und b. emittirten Aktienkapitals, pro rata des 
Nominalbetrages ihres Beſitzes, freigeftellt werden. i 


Eine Vermehrung des in dieſem Artikel bezeichneten Aktienkapitals 
kann nur in Folge eines Beſchluſſes der Generalverſammlung mit landesherr⸗ 
licher Genehmigung ſtattfinden. g 


Artikel 6. 


Fuͤr die Reduktion reſp. die Umwandlung der bisher emittirten Aktien in 
Aktien Litt. B. (Artikel 5. a.) wird — unter Vorbehalt der Eventualitaͤt im 
Artikel 46. — Folgendes beſtimmt: 


a) Von den Eine Million ſechsmal hundert tauſend Thalern oder ſechs zehn 
tauſend Prioritaͤtsaktien, welche nach der unter dem 26. Oktober 1857. 
Allerhoͤchſt ertheilten Genehmigung emittirt werden konnten, ſind Eine 
Million viermal hundert und Eintauſend ſechshundert Thaler, oder vier⸗ 
zehn ee ſechszehn Aktien unbegeben geblieben; dieſelben werden 
vernichtet. 


b) Der Nominalwerth der emittirten vier Millionen viermal hundert tauſend 
Thaler oder vier und vierzig tauſend nicht prioritaͤtiſchen Aktien wird 
auf 


een 


auf zwölf ein halb Prozent, alfo auf den achten Theil des bisherigen 
Nominalwerthes herabgeſetzt. Demgemaͤß erhalten die Aktionaire für 
acht jener Aktien Eine Aktie Litt. B. zu Einhundert Thalern. 


Den Beſitzern der emittirten Einhundert acht und neunzig tauſend vierhundert 
Thaler oder ene hundert vier und achtzig Stuͤck Prioritaͤtsaktien 
(a.) wird — vorbehaltlich des ihnen nach der unter d. folgenden Be⸗ 
ſtimmung zuſtehenden Rechtes — der Vortheil eingeräumt, daß jede dieſer 
Aktien gleich zwei der unter b. aufgeführten bei der daſelbſt feſtgeſetzten 
Umwandlung angenommen wird. 


Der Inhaber der unter c. erwähnten Prioritaͤtsaktien kann aber auch 
das Verlangen ſtellen, daß dieſelben ebenfalls auf den achten Theil des 
Nominalwerthes reduzirt und in Aktien Litt. B., jede zu Einhundert Tha⸗ 
lern, mit ſpeziellem prioritaͤtiſchen Rechte, umgewandelt werden. Dieſes 
Recht beſteht darin, daß auf dieſe Aktien aus dem auf die Aktien Litt. B. 
entfallenden Gewinnantheil (Artikel 7. a. b.) und ſpaͤter, ſobald die 


Gleichſtellung der letzterwaͤhnten Aktien mit den Aktien Litt. A. (in Ger 


maßheit des Artikels 7. c.) ſtattgefunden hat, aus dem auf die Aktien 
Litt. A. und B. entfallenden Gewinne, eine Dividende von ſechs Prozent 
prioritatifch vertheilt wird. Wenn bei Einlieferung der Aktien nicht 
ſchriftlich ausgedrückt wird, ob von dem vorſtehenden Rechte oder von 
dem unter c. eingeraͤumten Vortheile Gebrauch gemacht werden ſoll, fo 
gilt dies Letztere. f 


Sollte in Folge der gegenwaͤrtigen Beſtimmung die Emiſſion 
ſolcher prioritaͤtiſchen Aktien Litt. B. erforderlich fein, fo wird deren 
Form, ſowie die der dazu gehoͤrigen Dividendenſcheine und Talons, nach 
Anhoͤrung der Vorſchlaͤge des Adminiſtrationsrathes, landesherrlich feſt— 
geſtellt und demnaͤchſt bekannt gemacht. 


e) Behufs der unter b. c. und d. beſtimmten Umwandlung werden die 


Beſitzer der bis jetzt emittirten Aktien durch oͤffentliche Bekanntmachung 
(Artikel 44.) aufgefordert, dieſelben nebſt den dazu gehoͤrigen Dividenden⸗ 
ſcheinen binnen einer auf wenigſtens Einen Monat feſtzuſetzenden Friſt 
bei der Direktion oder bei den zugleich anzugebenden Bankfirmen in 
Coͤln, Paris und Berlin einzuliefern. Wenn in dieſer Friſt nicht ſaͤmmt⸗ 
liche emittirte Aktien eingeliefert ſind, ſo wird hierfuͤr in gleicher Weiſe 
eine Endfriſt anberaumt, die nicht weniger als ſechs Monate, angerechnet 
vom Ablauf der erſten Friſt, betragen und die in Zwiſchenraͤumen von 
wenigſtens Einem Monat dreimal bekannt gemacht werden ſoll. Die 
nach Ablauf dieſer Endfriſt nicht eingelieferten Aktien ſind werthlos 
und deren Beſitzer verlieren jeden Anſpruch auf den Umtauſch in Aktien 
„Litt B. 5 


Saͤmmtliche bis jetzt ausgegebene Dividendenfcheine, mit Aus— 
nahme derjenigen, die bereits zahlbar waren und noch nicht erhoben 
wurden, ſind werthlos. 
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1) Die unter b. c. 
etwas weniger a 
Thalern oder ſechs tauſen 
Es ſoll jedoch dieſe runde Summe emittirt und die nach der Umwandlung 
uͤberſchießende kleine Zahl dieſer Aktien, nicht unter pari, beſtens gegen 
baare Zahlung verkauft werden. 


Artikel 7. 


Das Rechtsverhaͤltniß zwiſchen den Aktien Litt. A. und Litt. B. wird in 
Beziehung auf den Antheil am Gewinn und 
i im Falle einer Liquidation 
an dem Vermoͤgen der Geſellſchaft feſtgeſetzt, wie folgt: 


a) Die Inhaber der Aktien Litt. B. erhalten von dem Gewinne, der ſtatut⸗ 
maͤßig (Artikel 36. bis 38.) zur Vertheilung kommt: 
zwei Fuͤnftel desjenigen Betrages, welcher uͤbrig bleibt, nachdem 
vorweg fuͤr das eingezahlte Kapital der Aktien Litt. A. eine Jahres- 
dividende von ſechs Prozent beſtimmt worden iſt, welcher die uͤbrigen 
drei Fuͤnftel des vorbezeichneten Betrages noch beigefuͤgt werden. 


b) Sollte etwa eine Jahresdividende auf das eingezahlte Kapital der Aktien 

Uitt. A. weniger als ſechs Prozent betragen, ſo entfaͤllt auf die Aktien 
Litt. B. erſt dann wieder der vorſtehend unter a. bezeichnete Gewinn⸗ 
antheil, nachdem in den folgenden Jahren aus den Ueberſchuͤſſen des 
Gewinnes, die ſich nach Abzug von ſechs Prozent Jahresdividende fuͤr 
das auf die Aktien Litt. A. eingezahlte Kapital ergeben, das Minus 
vorweg entnommen iſt. 


c) Das unter Littera B. emittirte Aktienkapital kann im Dividendengenuß 
und in der Betheiligung an dem Vermoͤgen der Geſellſchaft dem unter 
Litt. A. eingezahlten Aktienkapital ratirlich völlig gleichgeſtellt werden, 
wenn dies von Aktionairen, die zufammen nicht weniger als drei Viertel 
der Aktien Litt. B. beſitzen und bei der Direktion deponiren, gefordert 
und wenn es außerdem auf den Vorſchlag des Adminiftrationsrathes von 
der Generalverſammlung beſchloſſen wird. Der Anfang der Gleichſtel⸗ 
lung iſt bekannt zu machen. 


d) Bei Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen dieſes Artikels Ca. b. c.) 
werden diejenigen vorbehalten, welche im Artikel 6. unter d. fuͤr den da⸗ 
ſelbſt vorgeſehenen Fall feſtgeſetzt find. 


e) Wenn nach Artikeln 3. 40. 41. eine Liquidation der Geſellſchaft eintre⸗ 
ten ſollte, und alsdann die oben unter c. bezeichnete Gleichſtellung noch 
nicht ſtattgehabt haͤtte, ſo wird zuvoͤrderſt das unter A. emittirte Aktien⸗ 
kapital ſammt Zinſen zu vier Prozent vom Anfang der Liquidation 5 5 

f gerech⸗ 


die Aktien nebſt Dividendenſcheinen und Talon ausgeliefert. 


Prozent zu verguͤten und außerdem eine Konventionalſtrafe von fuͤnf Prozent 


JFC DR 
gerechnet, zurückbezahlt; den alsdann ſich noch ergebenden Ueberſchuß 
erhalten die Inhaber der Aktien Litt. B. 


Artikel 8. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber. Es ſind denſelben Dividenden⸗ 
ſcheine auf je fuͤnf Jahre nebſt Talon beizufuͤgen, gegen deſſen Einlieferung 
neue Dividendenſcheine nach Ablauf des letzten Jahres ausgegeben werden. 


Es find die Aktien Litt. A. und die dazu gehörigen Dividendenſcheine 
und Talons nach den beiliegenden Schemata A. B. und C., die Aktien Litt. B. 
und die dazu gehörigen Dividendenſcheine und Talons nach den beiliegenden 
Schemata D. E. und F. auszufertigen. Auf die Ruͤckſeite iſt überall eine fran⸗ 


zoͤſiſche Ueberſetzung mit Angabe der Betraͤge in franzoͤſiſchem Geldwerthe n = 
zu ſetzen. f 5 

Die Aktiendokumente Litt. A. werden in fortlaufender Reihe, von Eins = 
anfangend, numerirt und aus einem Stamm⸗ und Ausſchnitts-Regiſter ausge Ei 


zogen, welches in dem Archive der Geſellſchaft deponirt bleibt; fie werden von 
zwei Mitgliedern der Direktion und Einem Mitgliede des Adminiſtrationsrathes 


2 


unterzeichnet. Ganz daſſelbe Verfahren findet für die Ausfertigung der Aktien— en 
Dokumente Litt. B. ſtatt. 9 
Artikel 9. 5 

Die erſte Einzahlung auf die unverzuͤglich zu emittirenden Aktien Litt. A. = 

ift mit fünf und zwanzig Prozent (funfzig Thaler) am 1. Dezember 1860. 1 
nach den Zeichnungsbedingungen zu entrichten. Die folgenden Einzahlungen 5 
werden, inſofern nicht andere Bedingungen beſonders ſtipulirt worden ſind, in 1 
Raten geleiſtet, welche der Adminiſtrationsrath feſtſetzt und die Direktion ein⸗ 1 
fordert. Dies geſchieht vermittelſt oͤffentlicher Aufforderung (Artikel 44.) we⸗ 1 


nigſtens Einen Monat vor dem feſtgeſetzten Zahltage. 


Die Einzahlungen ſind bei der Direktion oder den von derſelben anzu⸗ 
gebenden Stellen, namentlich in Cöln, Paris und Berlin zu leiſten. 


Die geleiſteten Einzahlungen werden auf Quittungsbogen (titres provi- 
soires) beſcheinigt; dieſelben lauten auf den Namen der Aktienzeichner und 
werden von zwei Mitgliedern der Direktion unterſchrieben. Dieſe Quittungs⸗ 
bogen find durch Endoſſement uͤbertragbar; nichtsdeſtoweniger bleibt der Aktien⸗ 
zeichner fuͤr die ſaͤmmtlichen noch zu leiſtenden Einzahlungen verhaftet. 


Gegen Aushaͤndigung der Quittungsbogen werden nach geſchehener Voll: 
zahlung in Folge einer desfalls zu erlaſſenden Bekanntmachung der Direktion 


* 
r 
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Wer nach der ergangenen erſten oͤffentlichen Aufforderung die ſchuldigen 
Einzahlungen nicht puͤnktlich leiſtet, hat fuͤr ſpaͤtere Zahlung die Zinſen zu ſechs 


* 
* 


„ 
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der in Ruͤckſtand gebliebenen Summe verwirkt. Die Direktion erlaͤßt hierauf 
unter Angabe der Nummern der Aktien oder Quittungsbogen, auf welche die 
Einzahlung nicht berichtigt wurde, eine zweite öffentliche Aufforderung, die ſaͤu⸗ 
mige Zahlung ſammt Zinſen und Konventionalſtrafe innerhalb eines auf wenig⸗ 
ſtens dreißig Tage zu beſtimmenden Termins zu leiſten. 


Wenn auch nach dieſer zweiten öffentlichen Aufforderung die ſchuldige 
Zahlung nicht geleiſtet wird, ſteht der Geſellſchaft frei, entweder den Aktien⸗ 
zeichner zur Berichtigung der Einzahlung ſammt Zinſen, Koſten und Konven⸗ 
tionalſtrafe gerichtlich anzuhalten, oder in Gemaͤßheit eines Beſchluſſes des 
Adminiſtrationsrathes und vermittelft Bekanntmachung (Artikel 44.) fuͤr dieſe 
Zahlung einen letzten Praͤkluſiotermin von nicht weniger als zwanzig Tagen 
anzuberaumen, und wenn die Zahlung auch dann nicht geleiſtet wuͤrde, die be⸗ 
Se reits gemachten Einzahlungen als der Geſellſchaft verfallen und die betreffen⸗ 
. den Quittungsbogen für werthlos zu erklaͤren. Dies iſt bekannt zu machen 
(Artikel 44.); an Stelle der werthlos gewordenen Quittungsbogen kann die 
Geſellſchaft andere ausſtellen und begeben. 


Artikel 10. 


Der Uebertrag der Aktien erfolgt durch die bloße Ueberlieferung des bes 
treffenden Dokumentes. 


Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt der Aktionair zu keinerlei Zah⸗ 
lung verpflichtet. ö 

Mehrere Rechtsnachfolger und Repraͤſentanten Eines Aktionairs ſind 
nicht befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt auszuuͤben, ſie koͤnnen dieſelben 
vielmehr nur zuſammen, und zwar nur durch Eine Perſon, wahrnehmen laſſen. 


Gehen Aktien verloren, fo iſt deren Mortifikation bei dem Koͤniglichen 
Kreisgerichte zu 7 zu beantragen. Die Proklamata ſind aber auch 
durch die im Artikel 44. bezeichneten Gefellfchaftsblätter zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. An Stelle der rechtskraͤftig für mortifizirt erklärten Aktien 

werden unter Eintragung des Datums des Urtheils in das Aktienbuch neue 
Aktien ausgefertigt. Die Koſten des Mortifikationsverfahrens fallen nicht der 
Geſellſchaft, ſondern dem Betheiligten zur Laſt. 


Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Dividendenſcheine und Ta⸗ 
lons findet nicht ſtatt. 


i Demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor Ablauf der 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Direktion anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz durch 
Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, ſoll nach Abe 
lauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 4 
vorgekommenen Diviendenicheine gegen Quittung ausgezahlt werden. : “= 

Wenn der Inhaber der Aktie, vor Ausreichung der neuen Dividenden⸗ 


ſcheine, der Verabreichung derſelben an den Praͤſentanten des Talons wider⸗ 
8 > Sa ſpricht, 


: I Bu 
ſpricht, der Praͤſentant ſie jedoch fordert, ſo iſt der Streit zur gerichtlichen Ent: 
ſcheidung zu verweiſen, die neue Serie der Dividendenſcheine aber auf Antrag : 
Eines der Intereſſenten oder auf Requiſition des Gerichtes zum gerichtlichen N 
Depoſitorium zu bringen. Dem Inhaber der Aktie ſteht abel die rechtliche 
Vermuthung zur Seite, daß er zur Erhebung der neuen Dividendenſcheine be⸗ 

rechtigt ſei. Dem Inhaber des Talons aber liegt der Beweis des von ihm 
behaupteten vorzuͤglicheren Rechtes ob. i 


Wenn ein Talon abhanden gekommen iſt, ſo ſind dem Inhaber der be⸗ 
treffenden Aktie nach Ablauf des Zahltages des dritten der Dividendenſcheine, 
die gegen Einreichung des Talons zu empfangen waren, dieſe Dividendenſcheine 
gegen Quittung zu verabfolgen. Der Beſitz des betreffenden Talons giebt als⸗ 
dann kein Recht auf Empfang der Dividendenſcheine. 


Kapitel III. 
Verwaltung. 


A. Direktion. 


Artikel 11. 


Die Direktion wird aus drei vom Adminiſtrationsrathe zu ernennenden 
Mitgliedern beſtehen. Dem letzteren bleibt jedoch vorbehalten, zeitweiſe nur 
zwei Direktoren oder auch mehr als drei anzuſtellen. 

Ueber die Ernennung der Direktoren iſt ein gerichtliches oder notarielles 
Protokoll aufzunehmen. 

Eine etwa erforderliche Stellvertretung eines Direktors iſt vom Admini⸗ 
ſtrationsrathe anzuordnen; derſelbe kann dafuͤr in dringlichen Faͤllen eines ſeiner 
Mitglieder beſtimmen. f 5 

Auch ſetzt der Adminiſtrationsrath feſt, welche die Funktionen jedes ein⸗ 
zelnen Direktors und die gegenſeitigen Verhaͤltniſſe der Direktoren zu einander 
ſein ſollen, ſowie auch die Befugniß der Direktoren zur Unterſchrift. 


Artikel 12. 


Vertraͤge uͤber Kauf, Verkauf oder Pachtung von Immobilien und 
Bergwerksgerechtigkeiten, ferner alle Vertrage, deren Objekt mehr als zehn 
tauſend Thaler betraͤgt, ſowie auch alle Wechſelverpflichtungen muͤſſen, um guͤltig 
zu ſein, von zwei Direktoren unterſchrieben werden; ſonſt genuͤgt die Unterſchrift 
Eines Direktors. b 

Wer hiernach die Unterfchrift fir die Direktion führt, iſt vom Admini⸗ 
ſtrationsrathe bekannt zu machen (Artikel 44.). a 
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Artikel 13. 
Die Direktion leitet, innerhalb der ſtatutenmaͤßigen Grenzen und unter 
Befolgung der vom Adminiſtrationsrathe aufgeſtellten Normen, die Geſchaͤfte 
und Angelegenheiten der Geſellſchaft, und vertritt dieſelbe uͤberall, ſowohl drit⸗ 


ten Perſonen wie Behoͤrden gegenuͤber, insbeſondere auch in allen gerichtlichen 
Verhandlungen und namentlich bei Vergleichen. 

Die Legitimation der Direktionsmitglieder erfolgt durch eine gerichtliche 
oder notarielle Ausfertigung des über ihre Ernennung aufgenommenen Proto⸗ 
kolls, oder durch eine auf Grund deſſelben ertheilte notarielle oder gerichtliche 
Beſcheinigung. 5 N N 

Die Guͤltigkeit der Unterſchrift der Direktoren iſt von der fuͤr beſtimmte 
Geſchaͤfte vorbehaltenen Genehmigung des Adminiſtrationsrathes dritten Per⸗ 
ſonen gegenuͤber nicht abhaͤngig. a 8 


Artikel 14. 


Die Direktion ſtellt die unter ihr ſtehenden Geſellſchaftsbeamten an; jedoch 
iſt die Genehmigung des Adminiſtrgtionsrathes erforderlich, wenn die 10 


als Ein Jahr betraͤgt. 5 
Die Genehmigung des Adminiſtrationsrathes iſt ferner erforderlich: 


R a) fuͤr die Erwerbung oder den Verkauf von Immobilien, Bergwerken und 
Bergwerksgerechtigkeiten, wozu außerdem, wenn das Objekt mehr als 
zwanzigtauſend Thaler betraͤgt, die Zuſtimmung oder Autoriſation der 
Generalverſammlung einzuholen iſt (confr. Artikel 39.); 

b) fuͤr alle Neubauten; f N 


c) fuͤr die Anſchaffung von Maſchinen und Fabriksgeraͤthen, wenn die Aus⸗ 
gabe mehr als Eintauſend Thaler betraͤgt; i 

d) für Reparaturen an Gebäuden, Maſchinen und dergleichen, wenn die 
Ausgaben ſich auf mehr als Eintauſend Thaler belaufen; 

e) fuͤr die Aufnahme von Anlehen, worunter die Benutzung voruͤbergehenden 


Bank- oder Waarenkredits nicht zu verſtehen iſt; beträgt das Anlehen $ 


mehr als Einhunderttauſend Thaler, fo ift außerdem die Genehmigung der 
Generalverſammlung erforderlich. 


Die Direktion wird dem Adminiſtrationsrathe wenigſtens dreimonatlich 
eine Aufſtellung uͤber den Zuſtand des Geſchaͤfts machen und darin die muth⸗ 
maaßlichen Einnahmen und Ausgaben waͤhrend der naͤchſten Monate auffuͤhren. 


1 | Artikel 15. 


Ohne Zuſtimmung der Generaloerſammlung darf kein Direktor u £ 
ſon⸗ 5. 


rliche 
% Beſoldung mehr als fünfhundert Thaler oder die Dauer der Anftellung mehr 


r 


es. 

fonftiger Beamter der Gefellfchaft verfragsmäßig fuͤr längere Zeit als zehn 
Jahre angeſtellt werden. a 

; Die Gewährung von Penfionen ift uberhaupt unzulaͤſſig, inſofern nicht 
in ganz eigenthuͤmlichen Ausnahmefällen der Adminiſtrationsrath und die Gene⸗ 
ralverfammlung ihre Genehmigung dazu ertheilen. 


Artikel 16. 


Die Direktoren und die ſonſtigen Beamten oder Angeſtellten der Geſell⸗ 
ſchaft koͤnnen wegen Dienftvergehen, wegen Fahrlaͤſſigkeit oder Untuͤchtigkeit in 
den ihnen obliegenden Funktionen, oder aus moraliſchen Gruͤnden vom Dienſte 
ſuspendirt und entlaſſen werden. 


Die Suspenſion kann ausgeſprochen werden: 


a) in Beziehung auf Direktoren durch einen Beſchluß des Adminiſtrations⸗ 
rathes und in dringenden Faͤllen ſogar durch den Praͤſidenten deſſelben; 


b) in Beziehung auf die Beamten, welche von der Direktion angeſtellt wor⸗ 
den ſind, zu deren Anſtellung aber nach dieſem Statut, die Genehmigung 
des Adminiſtrationsrathes erfolgt iſt, oder erforderlich geweſen waͤre 
(Artikel 14.), durch einen einſtimmig gefaßten Beſchluß der Direktion, 
oder wenn dieſe Einſtimmigkeit nicht erzielt iſt, durch die in dieſem Falle 
dem Praͤſidenten des Adminiſtrationsrathes vorbehaltene Entſcheidung; 

e) in Beziehung auf die anderen Beamten oder Angeſtellten durch Beſchluß 


der Direktion, oder auch durch einen einzelnen, hierzu vom Adminiſtra⸗ 
tionsrathe beſonders autoriſirten Direktor oder hoͤheren Beamten. 


Innerhalb ſechs Monaten vom Tage des Beſchluſſes muß entweder die 
Entlaſſung ausgeſprochen oder die Suspenſion aufgehoben werden. 


Artikel 17. 


Die Entlaſſung vom Dienſte (Artikel 16.) kann ausgeſprochen werden: 
a) in Beziehung auf einen Direktor durch die Generalverſammlung; 


b) in Beziehung auf die im Artikel 16, sub b. bezeichneten Beamten durch 
den Adminiſtrationsrath vermittelſt eines Beſchluſſes, dem wenigſtens ſechs 
Mitglieder beigeſtimmt haben; f 

e) in Beziehung auf die ſonſtigen Beamten oder Angeſtellten durch den Ad⸗ 
miniſtrationsrath, ſelbſt vermittelſt eines einfachen Majoritaͤtsbeſchluſſes. 


Der Beamte oder Angeſtellte, auf deſſen Entlaſſung angetragen wird, iſt 
davon wenigſtens vierzehn Tage vor demjenigen, an welchem uͤber den Antrag 
Beſchluß gefaßt werden foll, in feinem Domizil oder feinem gewoͤhnlichen Auf⸗ 
enthaltsorte ſchriftlich zu benachrichtigen; er kann ſich bei der Stelle, welche 
über den Antrag zu entſcheiden hat, ſchriftlich 80 perſoͤnlich vertheidigen. 


(Ir. 5291.) Die 


se Die Entlaſſung hat zur Folge, daß alle dem Entlaffenen vorher vertrags⸗ 


maͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Tantieme, Ent⸗ 
ſchaͤdigung oder andere Vortheile ſofort erloͤſchen. FR 


In den Dienſtvertraͤgen ift auf den vorhergehenden und den gegenwaͤrti⸗ 3 
gen Artikel hinzuweiſen. . 


B. Adminiſtrationsrath. 
Artikel 18. 


Der Adminiſtrationsrath beſteht aus zehn von der Generalverſammlung 1 
zu waͤhlenden Mitgliedern, von welchen wenigſtens ſechs, einſchließlich des Praͤſi⸗ 
denten und des Vicepraͤſidenten, Inlaͤnder ſein muͤſſen. 


Die Adminiſtrationsraͤthe fungiren ſechs Jahre, dergeſtalt, daß innerhalb 1 
derſelben nach den erſten zwei Jahren vier Mitglieder, und dann von zwei zu 
zwei Jahren drei Mitglieder ausſcheiden; bis die Reihe im Austritt ſich ge- 
bildet hat, entſcheidet daruͤber das Loos. f ö 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 4 

Tritt vor Ablauf der Amtsdauer ein Mitglied des Adminiſtrationsrathes 4 
aus, ſo wird deſſen Stelle nur bis zu jenem Ablaufe erſetzt; interimiſtiſch bis 
zur naͤchſten Generalverſammlung kann der Adminiſtrationsrath einen Erſatzmann 
ernennen. Der desfallſige Beſchluß iſt gerichtlich oder notariell zu protokolliren. 

Wenn ein Mitglied des Adminiſtrationsrathes gerichtlich oder außer⸗ 
gerichtlich ſeine Zahlungen einſtellt, ſo iſt daſſelbe als ausgeſchieden zu betrachten. 

Jedes Mitglied muß in Aktien Litt. A. oder Litt. B. einen Nominal⸗ 


betrag von wenigſtens viertauſend Thalern beſitzen oder erwerben, und ſolche 
waͤhrend der Amtsdauer im Archive der Geſellſchaft bei der Direktion deponiren. 3 


Die Namen der in den Adminiſtrationsrath gewählten Mitglieder, unter 
Angabe des Praͤſidenten und des Vieepraͤſidenten, find bekannt zu machen 
(Artikel 44). 


Artikel 19. 


Abgeſehen von der im Artikel 18. beſtimmten Amtsdauer kann eine Neu⸗ 


wahl fuͤr ſaͤmmtliche Mitglieder des Adminiſtrationsrathes in zweierlei Faͤllen 3 


ſtattfinden: entweder, wenn der Adminiſtrationsrath mit einer Majoritaͤt von 
wenigſtens zwei Dritteln feiner Mitglieder dies beſchließt, oder wenn eine ſolche 
integrale Neuwahl von einer Generalverſammlung mit einer Majoritaͤt von 
wenigſtens zwei Dritteln der in derſelben vertretenen Stimmen beſchloſſen wird. 


In beiden Faͤllen muß, wenn eine integrale Neuwahl beſchloſſen iſt, bei 
Einberufung der Generalverſammlung, welche dieſelbe vornehmen ſoll, Erwaͤh⸗ 
nung hiervon geſchehen. i i | 
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Artikel 20. 


i Der Adminiſtrationsrath wählt jährlich feinen Praͤſidenten, ſowie einen ihn 

in allen Verhinderungsfaͤllen vertretenden Vicepräſidenten mit abſoluter Stim⸗ 
menmehrheit. Wenn dieſelbe bei der erſten Wahlhandlung nicht erreicht iſt, ſo 
ui) die Wahl nach den Vorſchriften des letzten Alineas des Artikels 31. 
vollzogen. 5 


Artikel 21. 8 1 


Der Adminiſtrationsrath verſammelt ſich in der Regel am Sitze der Ges 
ſellſchaft oder in Ruhrort, kann jedoch auch an einem anderen Orte des 
Inlandes zuſammen kommen, wenn die Mehrheit ſeiner Mitglieder dies be⸗ 


ſchließt. ; 
Die Berufung zu den Sitzungen erfolgt von dem Praͤſidenten wenigſtens 3 

acht Tage vorher, ausnahmsweiſe in dringlichen Fallen auch in kuͤrzerer Friſt. 5 
Artikel 2. . 

. Faſſung gültiger Beſchluͤſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens fünf 9 
Mitgliedern erforderlich, vorbehaltlich der Beſtimmungen in Artikel 17. 19. 15 
Die Beſchluͤſſe werden mit abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt; } 0 
bei Gleichheit der Stimmen giebt die des Praͤſidenten den Ausſchlag. Die I 
Beſtimmungen in Artikel 17. 19. in Beziehung auf eine ſtaͤrkere als nur ab⸗ „ 
ſolute Stimmenmehrheit werden vorbehalten. \ 
Das Protokoll, wenn es nicht nach den bezuͤglichen Beſtimmungen in 5 


Artikel 11. 18. gerichtlich oder notariell aufgenommen werden muß, wird von 
einem Mitgliede oder von einem Geſellſchaftsbeamten abgefaßt und von den 
anweſenden Mitgliedern unterſchrieben; daſſelbe enthaͤlt nur die Berathungs⸗ 
gegenftände und die gefaßten Beſchluͤſſe. Nur auf Verlangen eines Votirenden 
wird in dem Protokoll bemerkt, ob derſelbe fuͤr oder gegen einen Beſchluß ge⸗ 
ſtimmt hat. Die Motive eines Votums werden in dem Protokolle nicht ange⸗ 
geben; jedes Mitglied kann aber dieſelben innerhalb vier und zwanzig Stunden 
ſchriftlich einreichen und dem Protokolle beifuͤgen laſſen. Die etwa ſolcherge⸗ 
ſtalt eingehenden Motive werden in der naͤchſten Sitzung verleſen. 


Die Direktoren koͤnnen, inſofern nicht über perfönlich fie betreffende An⸗ 
gelegenheiten verhandelt wird, den Sitzungen mit berathender Stimme beiwohnen 
und ſind berechtigt, wenn dieſelben von einem Beſchluſſe der Mehrheit des Ad— 
miniſtrationsrathes abweicht, dies im Protokolle vermerken zu laſſen. 


Artikel 23. 


Der Adminiſtrationsrath hat das Recht, eines oder mehrere ſeiner 1 85 
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lieder zu beftimmten Geſchaͤften abzuordnen und die hierfur erforderlichen 3 
ollmachten auszuſtellen. 5 a : 


Artikel 24. 


Vertraͤge und Ausfertigungen des Adminiſtrationsrathes werden von 
dem Praͤſidenten oder von drei anderen Mitgliedern unterzeichnet, inſofern nicht 
nach Artikel 23. beſonders genannte Mitglieder zur Unterzeichnung für beſtimmte 
Angelegenheiten bevollmaͤchtigt worden ſind. i 


Artikel 25. 


Außer den an anderen Stellen dieſes Statuts dem Adminiſtrationsrathe 
uͤberwieſenen Funktionen liegt demſelben insbeſondere die allgemeine Kontrole 
des Geſchaͤftes ob. 

Zu dem Ende wird er an einzelne ſeiner Mitglieder die Ueberwachung 
beſonderer Geſchaͤftszweige uͤbertragen, ſoweit dies erforderlich erſcheint. 

Er iſt befugt, die Direktion auf die Abſtellung vorkommender Maͤngel 
aufmerkſam zu machen, erforderlichen Falls auch dieſe Abſtellung anzuordnen. 


Artikel 26. 


Die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes werden nicht beſoldet, erhalten 
aber zuſammen, außer der Erſtattung ihrer Reiſekoſten und etwaiger ſonſtiger 
im Intereſſe der Geſellſchaft gemachter Auslagen, eine Tantieme von Einem 
Prozent des nach der Bilanz in Gemaͤßheit der Artikel 35. und 36. feſtgeſtellten 
Reingewinnes. | Ä 

Die Tantieme wird unter die Mitglieder nach der Zahl der Sitzungen, 
welchen ſie beiwohnten, repartirt, wobei der jedesmalige Antheil des Praͤſidenten 
zwiefach veranſchlagt wird. 

Die an einem Tage zur Ausfuͤhrung eines Kommiſſoriums verwendete Zeit 
wird der Theilnahme an Einer Sitzung gleich gerechnet. 

Abgeſehen von vorſtehenden Beſtimmungen kann die Generalverſammlung 
in dem Falle, daß durch Kommiſſarien (Artikel 23.) oder in anderer Weiſe 
einzelne Mitglieder des Adminiſtrationsrathes dauernd oder vielfach im Inter⸗ 
eſſe der Geſellſchaft beſchaͤftigt würden, denſelben hierfür beſondere Entſchaͤdi⸗ 

ungen votiren, die jedoch im Ganzen den Betrag von viertauſend Thalern 
jährlich nicht uͤberſteigen duͤrfen. 5 4 


Kapitel IV. 
Generalverſammlung der Aktionaire. 


Artikel 27. 


Die Generalverſammlung beſteht aus den ſtimmberechtigten Aktion 95 
Der 


Der Beſitzer eines Nominal⸗Aktienbetrages von Eintauſend Thalern hat Eine 
Stimme und fuͤr jede weiteren Eintauſend Thaler dieſes Betrages ebenfalls Eine 
Stimme, kann jedoch fuͤr ſich und als Stellvertreter nie mehr als vierzig 
Stimmen im Ganzen abgeben, wie groß auch die Zahl ſeiner oder der von ihm 
vertretenen Aktien ſei. Quittungsbogen, auf welchen die verfallenen Einzahlun⸗ 
gm quittirt find (Artikel 9.), erſetzen hinſichtlich der Stimmberechtigung die 

ien. 


Es konnen vertreten werden: Handlungshaͤuſer durch ihre notoriſch be⸗ 
kannten Prokuratraͤger; Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner; Wittwen durch groß⸗ 
jährige Söhne; Minderjährige oder ſonſtige Bevormundete durch ihre Vormun⸗ 
der oder Kuratoren; Korporationen, Inſtitute und Aktiengeſellſchaften durch 
ihre geſetzlichen Vertreter. In allen übrigen Fallen kann ein Aktionair nur 
durch einen anderen ſtimmberechtigten Aktionair vertreten werden. Die Bevoll⸗ 
maͤchtigung zur Stellvertretung iſt ſpaͤteſtens Eine Stunde vor Eroͤffnung der 
Generalverſammlung der Direktion zur Pruͤfung vorzulegen; ſind ihr die Unter⸗ 
ſchriften der Vollmachtgeber unbekannt, ſo kann ſie eine amtliche oder ſonſt ihr 
genuͤgende Beglaubigung verlangen. 


ö Die Aktien, fuͤr welche das Stimmrecht in Anſpruch genommen wird, 
muͤſſen mindeſtens acht Tage vor der Abhaltung der Generalverſammlung ent⸗ 
weder bei der Direktion oder bei den von ihr bekannt zu machenden Bank⸗ 
haͤuſern deponirt werden und bis zur Beendigung der Generalverſammlung 
deponirt bleiben. e a 


Auf Vorzeigung der über die Deponirung der Aktien ertheilten Beſchei⸗ 
nigungen reſp. auf Grund der Stellvertretungsvollmachten liefert die Direktion 
die Eintrittskarten fuͤr die Generalverſammlung an die Stimmberechtigten aus. 


Artikel 28. 


Die Generalverſammlungen werden am Sitze der Geſellſchaft, oder in 

Ruhrort, oder nach Beſtimmung des Adminiſtrationsrathes in einer der Staͤdte 
Aachen, Coͤln, Duͤſſeldorf, Duisburg gehalten. 
5 Die Berufung geſchieht vom Adminiſtrationsrathe und erfolgt durch 
öffentliche Bekanntmachung (Artikel 44.) wenigſtens zwanzig Tage vor dem 
Zuſammentritt; die Bekanntmachung iſt nach Verlauf von acht Tagen zu 
wiederholen. Bei Berufung einer Generalperſammlung ſind in den Faͤllen der 
Artikel 3, 14 e. 19. 33. viertes Alinea, 34. 40. die Gegenſtaͤnde, worüber 
Beſchluß zu faſſen iſt, anzugeben. f 


Artikel 29. 


Die Generalverſammlungen find entweder ordentliche oder außer 
ordentliche. 
Eine ordentliche Generalverſammlung wird jaͤhrlich im Laufe der 
Monate September, Oktober oder November gehalten. 
(Ar. 5291.) Au ß er⸗ 


neraloerſam ngen finden ſtatt: 
jonsrath dieſelben beſchließt oder nach den Be⸗ 
tikel 3. 30. 34. 40. zu berufen verpflichtet iſt. 


ſtimmungen der 2 
Artikel 30. 


Wenn wenigſtens zwanzig Aftionaire, welche zuſammen mindeſtens den 
dritten Theil des emittirten Aktienkapitals beſitzen und denſelben bei der Direk⸗ 
tion deponiren, die Berufung einer Generalverſammlung zur Beſchlußnahme 
tiber einen ſtatutmaͤßig ihrer Entſcheidung unterliegenden Vorſchlag verlangen, 
ſo iſt der Adminiſtrationsrath verpflichtet, innerhalb Eines Monats eine 
laͤngſtens Einen Monat ſpaͤter zuſammentretende außerordentliche General: 
verſammlung zu berufen. 5 


3 
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Artikel 31. 


In den Generalverſammlungen fuͤhrt der Praͤſident reſp. der Viceprafi- 
dent des Adminiſtrationsrathes oder ein anderes, von dem letzteren beauftragtes 
Mitglied den Vorſitz und leitet die Verhandlungen. Der Vorſitzende ſchlaͤgt 
die Skrutatoren vor, deren Beſtaͤtigung der Generalverſammlung zuſteht. 4 

Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung erfolgen — vorbehaltlich der 


abweichenden Beſtimmungen dieſes Statuts über einzelne Falle — mit abſoluter a 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. | 


Eine Abſtimmung durch Abgabe von Stimmzetteln muß jedesmal ſtattfinden, 
wenn das Reſultat einer in kuͤrzerer Form ſtattgefundenen Abſtimmung ent⸗ 
weder vom Vorſitzenden oder von den Skrutatoren für zweifelhaft erklaͤrt, oder 
auch, wenn es von dem vierten Theile der in der Generalverſammlung anwe⸗ 
ſenden Stimmberechtigte verlangt wird; tiber die in den Artikeln 3. 7c. 17. 
19. 34. 40. bezeichneten Fallen darf nur durch Abgabe von Stimmzetteln 
abgeſtimmt werden. N | 
Die Wahlen werden durch Abgabe von Wahlzetteln bewirkt und die 
abſolute Mehrheit entſcheidet. Wird dieſe in der erſten Wahlhandlung nicht 
erreicht, ſo wird eine zweite vorgenommen, bei welcher die Stimmen nur den⸗ 
jenigen Perſonen gegeben werden duͤrfen, welchen in der erſten Wahlhandlung 4 
die zwei hoͤchſten Stimm zahlen zugefallen waren. Erfolgt auch bei dieſer 
Wahlhandlung keine abſolute Majorität, fo findet ſchließlich eine dritte zwiſchen 
zwei Perſonen ſtatt, welche in der zweiten die meiſten Stimmen erhalten hatten; 
find dieſer Perſonen mehr als zwei, jo entſcheidet das Loos, welche von ihnen 
in die engere Wahl gebracht wird, wobei jedoch, wenn die hoͤchſte Stimmen⸗ 4 
zahl nur Einer Perſon zugefallen ift, dieſe in die engere Wahl gebracht und 
durch das Loos nur entſchieden wird, wer von denjenigen hinzutritt, welche die 
zweithöchfte Stimmenzahl erhielten; ebenfalls entſcheidet auch das Loos, wer 
gewaͤhlt iſt, in dem Falle, daß die zwei in die engere Wahl gebrachten Perſonen 
eine gleiche Stimmenzahl erhalten moͤchten. 4 


Artikel 32. 
Das Protokoll wird notariell oder gerichtlich aufgenommen. 
Es enthaͤlt: 2 
a) den Vermerk, daß durch Vorlage der betreffenden öffentlichen Blätter 

(Artikel 44.) die regelrechte Berufung der Generalverſammlung nachge⸗ 
gewieſen worden iſt; 

b) die Gegenſtaͤnde der Verhandlung und — ohne die fuͤr und gegen in 
der Diskuſſion vorgebrachten Gründe zu erwaͤhnen — das Reſultat 
der Abſtimmungen unter Angabe, ob dieſelben in abgekuͤrzter Form oder 
durch Abgabe von Stimmzetteln (Artikel 31.) ſtattfanden, und im letzte⸗ 
ren Falle die Anzahl der Stimmenden und der abgegebenen verneinenden 
und bejahenden Stimmen; 


e) das Reſultat der Wahlhandlungen, unter Angabe der Zahl der abge⸗ 
gebenen Wahlzettel und Stimmen. 


Kein Mitglied der Generalverſammlung kann verlangen, daß das von 
ihm abgegebene Votum in das Protokoll aufgenommen werde. 


Das Protokoll wird von den anweſenden Mitgliedern der Direktion und 
des Adminiſtrationsrathes und den Skrutatoren unterzeichnet. 


Artikel 33. 


Außer den Befugniſſen und Rechten, welche der Generalverſammlung 
im gegenwaͤrtigen Kapitel und in den Artikeln 3. 7 c. 14. 15. 17. 18 
19. 26. 36. 37. 40. 41. beigelegt find, ſteht ihr uͤberhaupt die Entſcheidung 
zu über alle Anträge, welche ihr von dem Adminiſtrationsrathe oder mit Vor⸗ 
wiſſen deſſelben von der Direktion zur Beſchlußnahme vorgelegt werden, ſowie 
uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, welche nach dieſem Statut nicht zu 
denjenigen Verwaltungsangelegenheiten gehören, deren Entſcheidung und Beſor⸗ 
gung dem Adminiſtrationsrathe oder der Direktion uͤberwieſen ſind. 


f Wenn einzelne ſtimmberechtigte Aktionaire Antraͤge ſtellen wollen, ſo 
haben ſie dieſelben wenigſtens acht Tage vor der Generalverfammlung ſowohl 
dem Adminiſtrationsrathe, wie der Direktion ſchriftlich mitzutheilen. Iſt dies 
nicht geſchehen, ſo bleibt dem Vorſitzenden der Generalverſammlung uͤberlaſſen, 
ob er der Verſammlung Kenntniß von den zu fpät eingegangenen Anträgen 
geben will; iſt aber die ſchriftliche Mittheilung rechtzeitig erfolgt, ſo werden der 
Generalverſammlung ſolche Antraͤge mitgetheilt und ſie hat dann uvoͤrderſt 
daruͤber zu beſchließen, ob dieſelben in Erwaͤgung gezogen werden ſollen. 
Wird dies bejaht, ſo kann der weitere Beſchluß daruͤber entweder in der 
naͤmlichen Generalverſammlung gefaßt oder auch die Beſchlußnahme bis zur 


nächften ausgeſetzt werden. f 
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in einer ſpaͤteren 


Frühere Befehl einer Gene verſammlung koͤnnen in i 
ü wenn dies bei der Berufung als Berathungs 


nur dann abgeaͤndert we de 
gegenſtand angegeben wird. 
KaAAlle nach den Beſtimmungen dieſes Kapitels e a Beſchluͤſſe und 


vollzogenen Wahlen find für alle Aktionaire verbindlich, auch wenn dieſelben 
den Generalverſammlungen nicht beiwohnten oder nicht ſtimmberechtigt waren. 


Artikel 34. 
Nur von einer außerordentlichen Generalverſammlung kann, vorbehaltlich 
der landesherrlichen Genehmigung, mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 


Stimmen der anweſenden Mitglieder uͤber Modifikationen, Zuſaͤtze und Aende⸗ 
rungen in den gegenwaͤrtigen Statuten Beſchluß gefaßt werden. 


Kapitel V. 
Bilanz. Dividende. 


Artikel 35. 


Das Rechnungsjahr der Geſellſchaft faͤngt mit dem 1. Juli an und 
endigt am 30. Juni des folgenden Kalenderjahres. Auf den 30. Juni wird 
die innerhalb drei Monaten aufzuſtellende Jahresbilanz geſchloſſen. Zu dem 
Ende wird von der Direktion ein vollſtaͤndiges Inventar über die Beſitzungen 
und Ausſtaͤnde der Geſellſchaft und deren Schulden, uͤberhaupt uͤber die Aktiva 
und Paſſiva der Geſellſchaft errichtet. In dem Inventarium wird auf den Zu⸗ 
ſtand der Utenfilien zur richtigen Beſtimmung ihres Werthes Ruͤckſicht genommen; 
wie viel dem Werthe der Immobilien, Maſchinen und Mobilien, welche zum 
Kapital der Geſellſchaft gehören, abgefchrieben werden ſoll, beſtimmt der Ad⸗ 
miniſtrationsrath. 


f 

; 

2 

Artikel 36. 
u 


Der Ueberſchuß der Aktiva nach Abzug der ſaͤmmtlichen Paſſiva, Ver⸗ 
waltungs⸗ und Betriebskoſten bildet den Reingewinn. Inwiefern bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Reingewinnes Ausgaben fuͤr Bauten, Ausrichtungsarbeiten in den 
Gruben und uͤberhaupt fuͤr Zwecke, wodurch das Kapitalvermoͤgen der Geſell⸗ 
ſchaft nicht verringert wird, zur Beruͤckſichtigung kommen ſollen, beſtimmt all⸗ 
jaͤhrlich der Adminiſtrationsrath. 2 


Derſelbe hat die von der Direktion aufgeſtellte Bilanz zu pruͤfen, nach 
Richtigfinden feſtzuſtellen und demnaͤchſt der Direktion die Decharge zu ertheilen. 
Der jauͤhrlichen ordentlichen Generalverſammlung wird die Bilanz in ihren 5 
Hauptpoſttionen, welche die verſchiedenen Geſchaͤftszweige darzuſtellen 1 8 
ne ſt Sg 


VNV 


nebſt einem allgemeinen Geſchaͤftsberichte der Direktion über das abgelaufene 
Jahr vorgelegt. 


f Dieſe Bilanz nebſt dem allgemeinen Geſchaͤftsberichte wird gedruckt und 
iſt der Regierung, in deren Bezirk die Geſellſchaft ihren Sitz hat, einzureichen; 


Monat nach jener Generalverſammlung bei der Direktion melden. Außerdem 
wird jene Bilanz in der Cölnifchen Zeitung — im Falle ihres Eingehens in 
einem anderen, nach Artikel 44. zu beſtimmenden und bekannt zu machenden 
Geſellſchaftsblatte — veröffentlicht. 


In Folge der in Artikeln 5. bis 9. enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
neue Kapitalbildung ſollen die Aktiva, ſobald das gegenwartige revidirte 
Statut die landesherrliche Genehmigung erhalten hat, zu einem betraͤchtlich 
niedrigeren Buͤcherwerthe geſchaͤtzt werden. Derjenige Betrag, welcher ſich als⸗ 
dann nach Abzug der Paſſiva ergiebt, ſoll nicht als Gewinn angenommen, 
ſondern zur Bildung einer Reſerve beſtimmt werden; die jetzt in den Buͤchern 
vorgemerkte fällt dagegen in Folge jener Herabſetzung weg. 


Artikel 37. 


Von dem Reingewinne (Artikel 35. 36.) werden vorweg genommen: 


a) zehn Prozent zur Bildung eines Reſervefonds, . 
b) die dem Adminiſtrationsrathe nach Artikel 26. zugebilligte Entſchaͤdigung. 


Der Reſt des Reingewinnes, welcher nach Abzug der den Beamten der 
Geſellſchaft etwa bewilligten Tantiemen, die zuſammmen jedoch drei Prozent 
des Gewinnes nicht uͤberſteigen duͤrfen, uͤbrig bleibt, wird auf die Aktien 
nach den Beſtimmungen der Artikel 6. und 7. als Dividende vertheilt. Die auf 
die Aktien Litt. A. entfallende Dividende wird nach Verhaͤltniß der gemachten 
Einzahlungen und des Datums der Termine, an welchen dieſelben geleiſtet wur⸗ 
den, repartirt. 


Der Reſervefonds kann nur auf den befonderen und von der General- 
verſammlung genehmigten Vorſchlag des Adminiſtrationsrathes ganz oder theil⸗ 
weiſe zur Verwendung kommen; die nutzbare Anlegung deſſelben bleibt der 
Direktion mit Genehmigung des Adminiſtrationsrathes uͤberlaſſen. 


1 Wenn der Reſervefonds wenigſtens zweimal hundert tauſend Thaler be⸗ 

trägt, kann die obenerwaͤhnte Vorausnahme von zehn Prozent durch einen Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung einſtweilen aufgehoben oder vermindert werden; 
der Ueberſchuß waͤchſt alsdann der Dividende zu. 


Artikel 38. 


1 Die Dividenden werden jaͤhrlich am 2. Januar fuͤr das vorher abgelau⸗ 
fene, am 30. Juni ſchließende Rechnungsjahr bezahlt, und zwar am Sitze der 
Geeſellſchaft, oder bei den Bankiers der Geſellſchaft in Berlin, Coͤln, Aachen 
* ER (Nr, 5291.) SI.SE und 


fie wird denjenigen Aktionairen verabfolgt, die fich dieſerhalb binnen Einem 


= gung der Dividendenſcheine zu Haͤ 


und Paris, oder anderen Orte 
(Artikel 44.) das Naͤhere anzugebe 

Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft in fuͤnf Jahren 
von dem Faͤlligkeitstermine an gerechnet; dies ſoll auf den Dividendenſcheinen 
vermerkt werden. 3 


Artikel 39. 


Behufs der Bewirkung eines vortheilhaften Betriebes hat die Direktion, 
reſp. der Adminiſtrationsrath, insbeſondere eine zweckmaͤßige Konzentration der 
Geſchaͤfte zu erſtreben und zu dem Ende nach Maaßgabe des Artikels 14. 
auf den Verkauf derjenigen Beſitzungen Bedacht zu Nehmen welche bei einer 
nuͤtzlichen Geſchaͤftsbetreibung entbehrlich ſind. 


Kapitel VI. 
Aufloͤſung und Liquidation. 


Artikel 40. 


Die Auflöfung der Geſellſchaft erfolgt: a 
4) wenn die Verluſte die Halfte des Grundkapitals uͤberſteigen; ö 
2) wenn dieſelbe von einer Anzahl von Aktionairen verlangt wird, die wenig⸗ 


ſtens drei Viertel des Nominalbetrages der 0 Aktien repraͤ 
ſentiren; 5 1 5 
3) wenn die Aufloͤſung oder auch die Vereinigung der Geſellſchaft mit einer 


anderen vom Adminiſtrationsrathe beantragt und nach den Beſtimmungen 
des Artikels 34. beſchloſſen wird; endlich a 


4) in den Fällen der H. 25. 26. und 28. des Geſetzes vom 9. Novem- 
Ba | . 


Der Beſchluß der Aufloͤſung reſp. einer Vereinigung nach 3. iſt nur von 
einer außerordentlichen Generalverſammlung zu faſſen und bedarf der landes 
herrlichen Genehmigung. = 


Artikel 41. 


Die Liquidation, wenn eine ſolche nach Artikel 3. oder 40. beſchloſſen 
wird, findet durch eine aus drei Mitgliedern und drei Stellvertretern beſtehende 
Kommiſſion ſtatt. Die Mitglieder und die Stellvertreter werden von der Ge⸗ 
Kemi ernannt und ihre Namen in den Geſellſchaftsblaͤttern bekannt 
gemacht. 
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Werigſtens zwei der Mitglieder und zwei der Stellvertreter muͤſſen In⸗ 
laͤnder ſein; ihre Wahl unterliegt der Genehmigung der Regierung. Die General⸗ 
verſammlung ſetzt die Beſoldung der Liquidationskommiſſarien feſt. N 


Die Liquidationskommiſſion vertritt unmittelbar die Direktion und den 
Adminiſtrationsrath der Geſellſchaft; ſie hat unbedingte Vollmacht zur Ver⸗ 
werthung des Mobiliar- und Immobiliarvermoͤgens. 


Sie kann verkaufen, unterhandeln, alle Akten und Zugeftändniffe Namens 
der Geſellſchaft bewilligen, Vergleiche und Kompromiſſe uber alle Streitpunkte 
und Klagen eingehen, gerichtliche Schritte jeder Art vornehmen und zu dieſem 
Ende überall ſubſtituiren. Die Beſchluͤſſe der Kommiſſſon werden nach Stim⸗ 
menmehrheit gefaßt. 

Im Falle der Verhinderung, des Austrittes oder des Abſterbens eines 
Kommiſſionsmitgliedes ergaͤnzt die Kommiſſion ſich durch den erſten Stellver- 
treter und beziehungsweiſe durch den folgenden. 


Vor Ablauf eines Jahres nach dem Beginne der Liquidation beruft die 
Kommiſſion unter Beobachtung der im Artikel 28. vorgeſchriebenen Formen und 
Friſten die Aktionaire der Geſellſchaft, theilt ihnen die Lage der Liquidation 
mit und die Verſammlung beſtimmt die Friſt zu deren Beendigung. 


Kapitel VII. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 42. 


Die Königliche Regierung zu Coͤln und, nach Verlegung des Sitzes der 
Geſellſchaft nach Laar bei Ruhrort, die Königliche Regierung zu Duͤſſeldorf 
iſt befugt, zur Ausuͤbung des dem Staate zuſtehenden Aufſichtsrechts einen oder 
mehrere Kommiſſarien zu ernennen oder für spezielle Fälle zu delegiren. Der 
Kommiſſar des Staates iſt berechtigt, allen Sitzungen des Adminiſtrationsrathes 
und den Generalverſammlungen beizuwohnen, zu jeder Zeit Einſicht von den 
Verhandlungen und Schriftſtücken, ſowie von den Beſitzungen, Vorraͤthen und 
der Kaſſe der Geſellſchaft zu nehmen, auch den Adminiſtrationsrath und die 
Generalverſammlung in erheblichen Faͤllen zu berufen. 


Inſoweit die Geſellſchaft in anderen als dem Duͤſſeldorfer Regierungs⸗ 
bezirke auch gewerbliche Etabliſſements beſitzt, ſind die dortigen Königlichen Re⸗ 
gierungen berechtigt, in Beziehung auf dieſe Etabliſſements Spezialkommiſſare 
zu ernennen, welche bei denſelben die dem Staatskommiſſar zuſtehenden Funk⸗ 
tionen wahrnehmen. f 


Artikel 43. 


Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen in Bezie⸗ 
(Ar. 5291.) s hung 


uf die den letzteren nach dem gegenwartigen revidirten Statut zuſtehen 


hung g ic genwaͤr benz 
den Rechte dürfen nur durch Schiedsgichter entſchieden werden, von denen jeder 3 
Theil Einen waͤhlt. i 


Ein Obmann tritt nur dann hinzu, wenn die beiden Schiedsrichter ſich 


innerhalb acht Tagen nicht einigen koͤnnen. In dieſem Falle ernennt der Di⸗ 
rektor des Königlichen Kreisgerichtes in Duisburg den Obmann. Se 


Verzögert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar 
oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung des Schieds⸗ 
richters langer als acht Tage, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere 
Theil auch den zweiten Schiedsrichter ernennt. a 


Die Aktiongire find, wie groß auch ihre Anzahl bei einer Streitſache 
ſein moͤge, wenn ſie ein und daſſelbe Intereſſe haben, verbunden, einen einzigen u 
gemeinſchaͤftlichen Bevollmaͤchtigten in Duisburg zu bezeichnen, welchem alle 1 
prozeſſualiſchen Verordnungen und Verhandlungen in einer einzigen Ausferti⸗ 
gung oder Abſchrift gel werden können. Beſtellen fie einen Bevollmäch⸗ f 
tigten in Duisburg nicht, ſo iſt die Geſellſchaft ſowie das Schiedsgericht be⸗ 
fugt, ihnen alle Mittheilungen und Inſinuationen in Gemaͤßheit der HH. 20. 
und 21. Titel 7. Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung in einer einzigen 


ae auf dem Prozeßbuͤreau des Kreisgerichts zu Duisburg zuſtellen zu 
affen. 


Gegen den ſchiedsrichterlichen Spruch findet, außer in den Faͤllen der 2 
Nichtigkeit nach H. 172. Titel 2, Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung, 
kein Rechtsmittel ſtatt. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtim⸗ 


mungen der HF. 167. ff. Titel 2. Theil I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
maaßgebend. 8 a 


Artikel 44. 


Alle von der Geſellſchaft ausgehenden Veroͤffentlichungen ſind durch den 
zu Berlin herauskommenden „Preußiſchen Staats⸗Anzeiger“, die Zeitungen, 
welche zu Aachen und Coͤln unter der Benennung „Aachener Zeitung“ und 
„Coͤlniſche Zeitung“ erſcheinen, durch die zu Bruͤſſel erſcheinende „Indeépen⸗ 


dence Belge“ und durch das in Paris herausgegebene „Journal des Débats“ 
bekannt zu machen. N 


Sollte eines dieſer Blaͤtter eingehen, ſo hat die Direktion der Geſellſchaft 
an deſſen Stelle ein anderes zu beſtimmen, muß jedoch die Aktiongire durch 
eine Bekanntmachung in den forterſcheinenden Blaͤttern davon in Kennt⸗ 


niß ſetzen. 


Artikel 45. 


Die Geſellſchaft bleibt in jeder Beziehung den Beſtimmungen des Ge— 
ſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9, November 1843. und allen den Berg⸗ 


bau =: 


ergangenen oder noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften un⸗ 


bau betreffenden, 
45 terworfen. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Artikel 46. 


Fuͤr den moͤglichen Fall, daß es Inhabern von einzelnen der bisher 
emittirten Aktien unthunlich erfcheinen moͤchte, deren acht zuſammenzubringen, 
um dagegen Eine neue Aktie Litt. B. zu erhalten (Artikel 6.), ſo tritt, wenn 
jene Aktien nach den Vorſchriften des Artikels 6 e. eingeliefert werden, fol⸗ 
gendes Verfahren ein: 


b Durch einen von zwei Direktoren und einem Mitgliede des Adminiſtra⸗ 
tionsrathes zu unterzeichnenden Vermerk auf dem Aktiendokumente wird der 
Nominalwerth auf zwölf einen halben Thaler oder eine achtel Aktie Litt. B. 
bherabgeſetzt. a 


9 Die ratirlich auf dieſen Betrag entfallenden Dividenden können nur ge⸗ 
gen Vorzeigung des Aktiendokumentes bei der Direktion erhoben werden, welche 
auf demſelben die geleiſtete Dividendenzahlung vermerkt. 


Artikel 47. 


Innerhalb drei Monaten nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung 
des gegenwärtigen revidirten Statuts wird eine außerordentliche Generalver⸗ 
ſammlung berufen, welche den Adminiſtrationsrath zu wählen hat. Hinſicht⸗ 
lich der Amtsdauer wird angenommen, daß die Wahlen in einer ordentlichen 
Generalverſammlung des Jahres 1860. (Artikel 29.) ſtattgefunden hätten, 


Artikel 48. 


Die nach Artikeln 13. bis 15. des früheren Statuts beſtehende Direk- 
tion wird beauftragt, für die Anſtellung der nach dem heute beſchloſſenen Sta⸗ 
tut zu bildenden Direktion Sorge zu fragen, hat die nach demſelben dem Ad— 
miniſtrationsrathe in dieſer Beziehung beigelegten Befugniſſe, vertritt die Ge⸗ 
ſellſchaft in allen Beziehungen bis zum Schluffe der im Artikel 47, bezeichne⸗ 
ten Generalverſammlung und hört alsdann auf, zu fungiren. 


Artikel 49. 


Unter Zuruͤckziehung der früheren Vollmachten wird hierdurch dem Chef— 
praͤſidenten der Preußiſchen Bank außer Dienſt, David Hanſemann, dem Ban⸗ 
kier Adolph Hanſemann, Beide in Berlin wohnend, dem Kaufmann Julius 
The Loſen zu Eupen, dem Rentner Ernſt Jeghers zu Bonn und dem Rentner 
Franz Joſeph Landvogt zu Duͤſſeldorf wohnend, und zwar Jedem von ihnen 
Fer. 5291.) mit 


* 


8 ugniß zur © ion in d Mandat, volle Gewalt ertheilt, 
um die landes herrliche Genehmigung der nach den heutigen Beſchluͤſſen modi⸗ 
fizirten Statuten nachzuſuchen und in alle Aenderungen, Zuſaͤtze und Modifi⸗ 
kationen, welche von der Staatsregierung verlangt werden moͤchten, einzuwilli⸗ 
gen und die deshalb erforderlichen Urkunden zu vollziehen, und zwar derge⸗ 
ſtalt, daß jede Erklärung oder jede Urkunde gültig vollzogen iſt, wenn ſie auch 
nur von drei von ihnen, reſp. ihren Subſtituten, vollzogen wird. 2. 


Schema A. | 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


Aktie A. % zu zweihundert Thalern. 


Ausgegeben in Gemaͤßheit der unter dem 85 landesherrlich genehmigten 
revidirten Statuten. 


Fuͤr gegenwaͤrtige, auf jeden Inhaber lautende Aktie von zweihundert 5 
Thalern im Dreißigthalerfuß iſt der volle Nominalwerth bezahlt worden. Die : 
mit dem Beſitze diefer Aktie verbundenen Vorzugsrechte ſind in dem unten ſte 
henden Artikel 7. der Statuten enthalten. d 

Laar bei Ruhrort, den en 


Das Mitglied des Adminiſtrationsrathes. Die Divektion. 
(Unterſchrift eines Mitgliedes deſſelben.) (Unterſchrift von zwei = 


Direktoren.) 
Eingetragen in das Aktienbuch 


. Der Kontrolbeamte. 
(Unterſchrift.) 


Abdruck aus den Statuten Artikel 7. 


All engefeftfhaft fi fin ir Bat und Siken etrieb. 


Dividendenſchein Mer. 
der am Fe ausgeſtellten Aktie A. == 


Zahlbar am 2. Januar 18.. 
Laar bei Ruhrort, den n. ER 18 5 
NE im Regiftr Die Direktion. 
u Ve 3 
= | (Fakſimile De Unterſchrift von zwei 
(uUnterſchrift.) ) 


. V 
ve Dieſer Schein iſt nach dem DE Januar 18. ungültig An bie N 
= 25 erhebende Dividende alsdann der Geſellſchaft n (Artikel 38. des 
Statuts). 


Eeine Mortifikation verlorener oder vernichteter Dioden dense bude 
nicht ſtatt (Artikel 10. a un 


* 

ö ee Schema ©. 
| Phönix, | | 
Aktiengeſellſchaft für ee und e 


. Talon zum Dividendenbogen 


r unter dem „ 1 Aktie A M = 


x 


De Inhaber 1 Talons empfängt gegen Deen Rückgabe 19 . 
e 


r 


sub Fol. 


Der Kontrolbeamte. 
Unterſchrift.) 


a 9 Regiſter 3 5 i d Die e 2 
i (Unterſchrift von zwei Direktoren.) 1 


Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Talons findet cht ſtatt 
(Artikel 10. des Statuts). 


Schema D. 
Phönix, 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


Aktie B. «Ne: 


Ausgegeben in Gemaͤßheit der unter dem 
revidirten Statuten. 


. 


Gegenwaͤrtige, auf jeden Juhaber lautende Aktie von Eithandert A0 
lern im Dreißigthalerfuß iſt durch Einlieferung von fruͤherhin emittirten Aktien 
in ſtatutmaͤßig vorgeſchriebener Weiſe erworben. 1 

Laar bei Ruhrort, den ten Are 


Das Mitglied des Adminiftrationsrathes. Die Direktion. 


(Unterſchrift eines Mitgliedes.) x (Zwei Unterfchriften.) 


Eingetragen in das Kontrolbuch 
(Unterſchrift eines Beamten.) 


5 


Abdruck als Ae aus den Statuten, und zwar: 4 

Artikel 6. Littera b. C. d. bis zu den Worten: erg verthelt wird“ 45 

und Littera f: 
Artikel 7. 


VP 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


Zahlbar am 2. Januar 18. 


Laar bei Ruhrort, den en. 18. 


5 Eingetragen im Regiſte Die Direktion. | 
sub Fol. RR 725 2 ’ 
Der Kontrolbeamte. | m ee 


(unterſchrift.) 


Dieſer Schein iſt nach dem 2. Januar 45 ale und diser 
5 8 erhebende Dividende alsdann der Geſellſchaft verfallen (Artikel 38. des 
FV f 1 0 


1 


= Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Dividendenſcheine findet 
nicht ſtatt (Artikel 10. des Statuts). 5 10 a 


5 Ar. 5291. 


5 hä ö n 1 , | 
tt für r Bergbau und site 


75 


Talon 
zu dem n Divivendenbogen ber Aktie B. 1 


De Aheber dieſes Talons empfaͤngt gegen oe Rückgabe nach fuͤnf 
Jahren und vorgaͤngiger Bekanntmachung der Direktion Dividendenſcheine fuͤr 
fuͤnf fernere Geſchaͤftsjahre nebſt einem neuen Talon ausgehaͤndigt. 


Laar bei Ruhrort, den ern 18. 


Eingetragen im Regiſter = Die Direktion. 


sub Fol. = 8 . 
De n bende (Unterſchrift von zwei Direktoren.) 


5 


Eine Mortiſkation oenlorerer 15 vernichtefer Talons findet nicht ſtatt 
(Artikel 10. des 5 


Redigirt im Büreau des Staats Miniſteriums. 
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(R. Decker). 


